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§ 2 KWGAusnahmen

Gruppe auf individueller und aggregierter Basis eine Nebentätig-
keit im Sinne des Artikels 1 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/592 ist,

c) dieses Nebengeschäft, soweit das Unternehmen nicht die Finanz-
dienstleistung im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 Buch-
stabe a erbringt, ausschließlich als Dienstleistung für die Kunden
oder Zulieferer ihrer Haupttätigkeit betrieben wird und

d) das Unternehmen die Inanspruchnahme dieser Ausnahme der
Bundesanstalt jährlich anzeigt; für Zeitpunkt, Inhalt und Form
der Anzeige und gegebenenfalls für die Führung eines öffentlichen
Registers können nähere Bestimmungen in der Rechtsverordnung
nach § 24 Absatz 4 erlassen werden; insbesondere kann dem
Betreiber ein schreibender Zugriff auf die für dieses Unternehmen
einzurichtende Seite des Registers eingeräumt und er mit der
Verantwortung für die Richtigkeit und Aktualität der Seite belas-
tet werden;

12. Unternehmen, deren einzige Finanzdienstleistung im Sinne des § 1
Abs. 1a Satz 2 der Handel mit Sorten ist, sofern ihre Haupttätigkeit
nicht im Sortengeschäft besteht;

13. [aufgehoben]
14. [aufgehoben]
15. Unternehmen, die als Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Abs. 1a

Satz 2 ausschließlich die Anlageberatung im Rahmen einer anderen
beruflichen Tätigkeit erbringen, ohne sich die Anlageberatung
besonders vergüten zu lassen;

16. Betreiber organisierter Märkte, die neben dem Betrieb eines multila-
teralen oder organisierten Handelssystems keine anderen Finanz-
dienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 erbringen;

17. Unternehmen, die als einzige Finanzdienstleistung im Sinne des § 1
Abs. 1a Satz 2 das Finanzierungsleasing betreiben, falls sie nur als
Leasing-Objektgesellschaft für ein einzelnes Leasingobjekt tätig wer-
den, keine eigenen geschäftspolitischen Entscheidungen treffen und
von einem Institut mit Sitz im Europäischen Wirtschaftsraum ver-
waltet werden, das nach dem Recht des Herkunftsmitgliedstaates
zum Betrieb des Finanzierungsleasing zugelassen ist,

18. Unternehmen, die als Finanzdienstleistung nur die Anlageverwaltung
betreiben und deren Mutterunternehmen die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau oder ein Institut im Sinne des Satzes 2 ist. Institut im Sinne
des Satzes 1 ist ein Finanzdienstleistungsinstitut, das die Erlaubnis für
die Anlageverwaltung hat, oder ein CRR-Institut mit Sitz in einem
anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums im Sinne des § 53b
Abs. 1 Satz 1, das in seinem Herkunftsmitgliedstaat über eine Erlaub-
nis für mit § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 11 vergleichbare Geschäfte verfügt,
oder ein Institut mit Sitz in einem Drittstaat, das für die in § 1 Abs. 1a
Satz 2 Nr. 11 genannten Geschäfte nach Absatz 4 von der Erlaubnis-
pflicht nach § 32 freigestellt ist;

19. Unternehmen, die das Platzierungsgeschäft ausschließlich für Anbie-
ter oder für Emittenten von Vermögensanlagen im Sinne des § 1
Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes oder von geschlossenen AIF
im Sinne des § 1 Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs erbringen;
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20. Unternehmen, die außer der Finanzportfolioverwaltung und der
Anlageverwaltung keine Finanzdienstleistungen erbringen, sofern die
Finanzportfolioverwaltung und Anlageverwaltung nur auf Vermö-
gensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes
oder von geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 des Kapitalan-
lagegesetzbuchs beschränkt erbracht werden;

21. soweit sie Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2
Nummer 1 bis 4 in Bezug auf Warenderivate erbringen, die mit ihren
Haupttätigkeiten in Zusammenhang stehen:
a) Übertragungsnetzbetreiber im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der

Richtlinie 2009/72/EG oder des Artikels 2 Nummer 4 der Richtli-
nie 2009/73/EG, wenn sie ihre Aufgaben gemäß diesen Richtli-
nien, der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, der Verordnung (EG)
Nr. 715/2009 oder den nach diesen Verordnungen erlassenen
Netzcodes oder Leitlinien wahrnehmen,

b) Personen, die in ihrem Namen als Dienstleister handeln, um die
Aufgaben eines Übertragungsnetzbetreibers gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 714/2009, der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 oder
den nach diesen Verordnungen erlassenen Netzcodes oder Leitli-
nien wahrnehmen, sowie

c) Betreiber oder Verwalter eines Energieausgleichssystems, eines
Rohrleitungsnetzes oder eines Systems zum Ausgleich von Ener-
gieangebot und -verbrauch bei der Wahrnehmung solcher Aufga-
ben;

22. Zentralverwahrer, die gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 909/
2014 zugelassen sind, soweit sie Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1
Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 erbringen.

2Für Einrichtungen und Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 und
4 gelten die Vorschriften dieses Gesetzes insoweit, als sie Finanzdienstleis-
tungen erbringen, die nicht zu den ihnen eigentümlichen Geschäften
gehören.

(7) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die außer der Drittstaateneinla-
genvermittlung und dem Sortengeschäft keine weiteren Finanzdienstleis-
tungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 erbringen, sind die §§ 10, 10c
bis 10i, 11 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 9, 14 bis 14b, die §§ 24a, 25a
Absatz 5, die §§ 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und die §§ 45 und
46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 und die §§ 46b und 46c dieses Gesetzes
sowie die Artikel 24 bis 403 und 411 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/
2013 nicht anzuwenden.

(7a) Auf Unternehmen, die ausschließlich Finanzdienstleistungen nach
§ 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 oder Nummer 10 erbringen, sind die
§§ 10, 10c bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9,
11, 14 bis 14b, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die §§ 25, 25a Absatz 5,
§§ 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die §§ 45 und 46 Absatz 1 Satz 2
Nummer 4 bis 6 und die §§ 46b und 46c dieses Gesetzes sowie die Arti-
kel 24 bis 455 und 465 bis 519 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und
Kapitel 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 nicht anzuwenden.

(7b) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die außer dem Kryptoverwahr-
geschäft nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 6 keine weiteren Finanz-
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dienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 erbringen, sind die
§§ 10, 10c bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b, die §§ 24a und 25a
Absatz 5, die §§ 26a und 45 sowie die Artikel 39, 41, 50 bis 403 und 411
bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(8) Auf
1. Anlageberater und Anlagevermittler, die jeweils

a) nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistun-
gen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kun-
den zu verschaffen, und

b) nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, sowie
2. Unternehmen, die auf Grund der Rückausnahme für die Erbringung

grenzüberschreitender Geschäfte in Absatz 1 Nummer 8 oder Absatz 6
Nummer 9 als Institute einzustufen sind,

sind die §§ 10, 10c bis 10i, 11, 13, 14 bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 14 bis
14b, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, § 25a Absatz 2 und 5, die §§ 26a
und 45 dieses Gesetzes sowie die Artikel 39, 41, 50 bis 403 und 411 bis
455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(8a) Die Anforderungen des § 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b, § 25a
Absatz 5, des § 26a und der Artikel 39, 41, 89 bis 386 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 gelten, vorbehaltlich des § 64h Absatz 7, nicht für die
Institute, deren Haupttätigkeit ausschließlich im Betreiben von Bankge-
schäften oder der Erbringung von Finanzdienstleistungen im Zusam-
menhang mit Derivaten nach § 1 Absatz 11 Satz 3 Nummer 2, 3 und 5
besteht.

(8b) Auf Finanzportfolioverwalter, Abschlussvermittler und Anlagever-
walter, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienst-
leistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von
Kunden zu verschaffen, und die nicht auf eigene Rechnung mit Finanz-
instrumenten handeln, ist § 10 Absatz 1, die §§ 10c bis 10i, 11, 13, 24
Absatz 1 Nummer 14 bis 14b und 16, Absatz 1a Nummer 5, § 25a
Absatz 2 und 5 und § 26a dieses Gesetzes und die Artikel 41 sowie 89 bis
91, 95 Absatz 1 und 3, die Artikel 96, 98 bis 403 und 411 bis 455 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(9) Die Artikel 387 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind nicht
anzuwenden auf Finanzkommissionäre und Eigenhändler, die für eigene
Rechnung ausschließlich zum Zwecke der Erfüllung oder Ausführung
eines Kundenauftrags oder des möglichen Zugangs zu einem Abwick-
lungs- und Verrechnungssystem oder einer anerkannten Börse handeln,
sofern sie im eigenen Namen für fremde Rechnung tätig sind oder einen
Kundenauftrag ausführen.

(9a) 1Auf Kreditinstitute, die ausschließlich über eine Erlaubnis verfü-
gen, die Tätigkeit einer zentralen Gegenpartei im Sinne des § 1 Absatz 1
Satz 2 Nummer 12 auszuüben, sind die §§ 2c, 6b, 10, 10c bis 10i, 11, 12a
bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 6, 10, 14 bis 14b, 16, Absatz 1a Nummer 4
bis 8, die §§ 24a, 24c, 25 Absatz 1 Satz 2, die §§ 25a bis 25e, 26a, 32, 33,
34, 36 Absatz 3 und die §§ 45 bis 45b dieses Gesetzes sowie die Artikel 25
bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und Kapitel 2 der Verordnung
(EU) 2017/2402 nicht anzuwenden. 2 § 24 Absatz 1 Nummer 9 gilt mit
der Maßgabe, dass das Absinken des Anfangskapitals unter die Mindestan-

Schwennicke 141

21-10-20 09:53:40 1. Revision Schwennicke/Auerbach, KWG, 4. Aufl. (Hr. Kolacyak)
SCHWEN 0001 Schwennicke_Auerbach_KWG_A-4_druck.xml



KWG § 2 Erster Abschnitt. Allgemeine Vorschriften

forderungen nach Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 anzuzei-
gen ist.

(9b) 1Sofern ein Kreditinstitut sowohl Tätigkeiten im Sinne des § 1
Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 ausübt als auch weitere nach diesem Gesetz
erlaubnispflichtige Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen
erbringt, ist auf die Tätigkeit im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12
der Absatz 9a anzuwenden; diese Kreditinstitute haben dafür Sorge zu
tragen, dass sowohl die Anforderungen nach diesem Gesetz als auch die
Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 eingehalten werden.
2Bezüglich der Anforderungen an das Anfangskapital nach § 33 Absatz 1
sowie nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 haben
die betroffenen Kreditinstitute die im jeweiligen Einzelfall höheren
Anforderungen zu erfüllen. 3Anzeige- und Informationspflichten, die
sowohl nach § 2c Absatz 1 als auch nach Artikel 31 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 648/2012 bestehen, können in einer gemeinsamen Anzeige
oder Mitteilung zusammengefasst werden.

(9c) Die §§ 10d und 24 Absatz 1 Nummer 16 dieses Gesetzes und die
Artikel 411 bis 430 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind nicht auf
Bürgschaftsbanken im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 17 des Körper-
schaftsteuergesetzes anzuwenden.

(9d) Die Artikel 411 bis 428 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind
nicht auf CRR-Wertpapierfirmen anzuwenden.

(9e) Auf Kreditinstitute, die ausschließlich über eine Zulassung nach
Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verfügen, die
Tätigkeit als Zentralverwahrer nach Abschnitt A oder nach den Abschnit-
ten A und B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 auszuüben,
sind die §§ 2c, 6b Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 und 3, die §§ 10, 10c bis
18, 24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a, 16 und 17, Absatz 1a Num-
mer 4 bis 8, Absatz 1b, die §§ 24a, 24c, 25 Absatz 1 Satz 2, die §§ 25a bis
25e, 33 bis 33b, 36 Absatz 3, die §§ 45 bis 45b, 53 und 53a dieses Gesetzes
nicht anzuwenden.

(9f) Auf Kreditinstitute, die ausschließlich über eine Zulassung nach
Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verfügen, die
Tätigkeit als Zentralverwahrer nach Abschnitt A oder nach den Abschnit-
ten A und B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 auszuüben
sowie weitere Bankgeschäfte zu betreiben oder Finanzdienstleistungen
zu erbringen, die zugleich Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2
Absatz 3 des Wertpapierhandelsgesetzes sind, sind die §§ 2c, 24 Absatz 1
Nummer 1 und 2, § 25c Absatz 1, § 33 Absatz 1 Nummer 2 und 4a und
§ 35 nicht anzuwenden.

(9g) Auf Institute, die nur Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Absatz 1
Satz 2 Nummer 4 und 10 betreiben und Finanzdienstleistungen im Sinne
des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 in Bezug auf Warenterminge-
schäfte, Emissionszertifikate und Derivate auf Emissionszertifikate
erbringen und die diese Dienstleistungen allein mit dem Ziel der Absiche-
rung der Geschäftsrisiken ihrer Kunden erbringen, sind die §§ 1a, 10, 10c
bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a,
16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die §§ 24a, 25, 25a Absatz 5, die §§ 26a
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und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die §§ 45 und 46 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 4 bis 6 sowie die §§ 46b und 46c nicht anzuwenden, sofern diese
Kunden
1. ausschließlich lokale Elektrizitätsunternehmen im Sinne des Artikels

2 Nummer 35 der Richtlinie 2009/72/EG, Erdgasunternehmen im
Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 2009/73/EG oder
Betreiber im Sinne des Artikels 3 Buchstabe f der Richtlinie 2003/87/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003
über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifika-
ten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG
des Rates (ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32), die zuletzt durch den
Beschluss (EU) 2015/1814 (ABl. L 264 vom 9.10.2015, S. 1) geändert
worden ist, sind,

2. zusammen 100 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte des Insti-
tuts halten und diese gemeinsam kontrollieren und

3. nach Absatz 1 Nummer 9 oder Absatz 6 Satz 1 Nummer 11 nicht als
Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut gälten, wenn sie diese
Dienstleistungen selbst erbrächten.

(9h) Auf Institute, die nur Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Absatz 1
Satz 2 Nummer 4 und 10 betreiben und Finanzdienstleistungen im Sinne
des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 in Bezug auf Warenterminge-
schäfte, Emissionszertifikate und Derivate auf Emissionszertifikate
erbringen und die diese Dienstleistungen allein mit dem Ziel der Absiche-
rung der Geschäftsrisiken ihrer Kunden erbringen, sind die §§ 1a, 10, 10c
bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a,
16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die §§ 24a, 25, 25a Absatz 5, die §§ 26a
und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die §§ 45 und 46 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 4 bis 6 sowie die §§ 46b und 46c nicht anzuwenden, sofern diese
Kunden
1. ausschließlich Betreiber im Sinne des Artikels 3 Buchstabe f der Richt-

linie 2003/87/EG sind,
2. zusammen 100 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte des Insti-

tuts halten und diese gemeinsam kontrollieren und
3. nach Absatz 1 Nummer 9 oder nach Absatz 6 Satz 1 Nummer 11 nicht

als Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut gälten, wenn sie
diese Dienstleistungen selbst erbrächten.

(10) 1Ein Unternehmen mit Sitz im Inland, das keine Bankgeschäfte
im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 betreibt und das als Finanzdienstleistun-
gen nur die Anlagevermittlung, die Anlageberatung oder das Platzie-
rungsgeschäft erbringt und dies ausschließlich für Rechnung und unter
der Haftung eines CRR-Kreditinstituts oder eines Wertpapierhandelsun-
ternehmens, das seinen Sitz im Inland hat oder nach § 53b Absatz 1 Satz 1
oder Absatz 7 im Inland tätig ist (vertraglich gebundener Vermittler), gilt
nicht als Finanzdienstleistungsinstitut, sondern als Finanzunternehmen,
wenn das CRR-Institut oder Wertpapierhandelsunternehmen dies der
Bundesanstalt zuvor angezeigt hat. 2Die Tätigkeit des vertraglich gebun-
denen Vermittlers wird dem haftenden Unternehmen zugerechnet. 3Än-
dern sich die von dem haftenden Unternehmen angezeigten Verhältnisse,
sind die neuen Verhältnisse unverzüglich der Bundesanstalt anzuzeigen.
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4Für den Inhalt der Anzeigen nach den Sätzen 1 und 3 und die beizufü-
genden Unterlagen und Nachweise können durch Rechtsverordnung nach
§ 24 Abs. 4 nähere Bestimmungen getroffen werden. 5Die Bundesanstalt
führt über die ihr angezeigten vertraglich gebundenen Vermittler nach
diesem Absatz ein öffentliches Register im Internet, das das haftende
Unternehmen, die vertraglich gebundenen Vermittler, das Datum des
Beginns und des Endes der Tätigkeit nach Satz 1 ausweist. 6Für die
Voraussetzungen zur Aufnahme in das Register, den Inhalt und die Füh-
rung des Registers können durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4
nähere Bestimmungen getroffen werden, insbesondere kann dem haften-
den Unternehmen ein schreibender Zugriff auf die für dieses Unterneh-
men einzurichtende Seite des Registers eingeräumt und ihm die Verant-
wortlichkeit für die Richtigkeit und Aktualität dieser Seite übertragen
werden. 7Die Bundesanstalt kann einem haftenden Unternehmen, das die
Auswahl oder Überwachung seiner vertraglich gebundenen Vermittler
nicht ordnungsgemäß durchgeführt hat oder die ihm im Zusammenhang
mit der Führung des Registers übertragenen Pflichten verletzt hat, unter-
sagen, vertraglich gebundene Vermittler im Sinne der Sätze 1 und 2 in
das Unternehmen einzubinden.

(11) [aufgehoben]
(12) 1Für Betreiber organisierter Märkte mit Sitz im Ausland, die als

einzige Finanzdienstleistung ein multilaterales oder organisiertes Han-
delssystem im Inland betreiben, gelten die Anforderungen der §§ 25a,
25b und 33 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 sowie die Anzeigepflichten nach § 2c Abs. 1
und 4 sowie § 24 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 11 und Abs. 1a Nr. 2 entsprechend.
2Die in Satz 1 genannten Anforderungen gelten entsprechend auch für
Träger einer inländischen Börse, die außer dem Freiverkehr nach § 48
des Börsengesetzes oder einem organisierten Handelssystem nach § 48b
des Börsengesetzes als einzige Finanzdienstleistung ein multilaterales
oder organisiertes Handelssystem im Inland betreiben. 3Es wird vermu-
tet, dass Geschäftsführer einer inländischen Börse und Personen, die die
Geschäfte eines ausländischen organisierten Marktes tatsächlich leiten,
den Anforderungen nach § 33 Abs. 1 Nr. 2 und 4 genügen. 4Die Befug-
nisse der Bundesanstalt nach den §§ 2c und 25a Absatz 2 Satz 1 sowie
den §§ 44 bis 46h gelten entsprechend. 5Die Bundesanstalt kann den in
Satz 1 genannten Personen den Betrieb eines multilateralen oder organi-
sierten Handelssystems in den Fällen des § 35 Absatz 2 Nummer 4 und
6 sowie dann untersagen, wenn sie die Anforderungen des § 33 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 bis 4 nicht erfüllen. 6Die in Satz 1 genannten Personen
haben der Bundesanstalt die Aufnahme des Betriebs unverzüglich anzu-
zeigen.

Literatur: Hanten/Safarcelik, Die Auswirkungen des Brexit auf den Marktzugang von
Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, WM 2018, 1872; Knop, Das Haftungsdach unter dem
Blickwinkel des Aufsichtsrechts, BKR 2011, 89; Kollmann, Das Konzernprivileg der 6. KWG-
Novelle, WM 1998, 1569; Kühne/Eberhardt, Erlaubnispflicht eines „Family Office“ unter
Berücksichtigung des neueren Finanzdienstleistungstatbestandes der Anlageberatung, BKR
2008, 133; Lehrl/Wolf, Das Haftungsdach vertraglich gebundener Vermittler gemäß § 2
Abs. 10 KWG in der Praxis unter besonderer Berücksichtigung aufsichtsrechtlicher Anforde-
rungen, BKR 2009, 497; Mielk, Die wesentlichen Neuregelungen der 6. KWG-Novelle,
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Teil I, WM 1997, 2200; Schneider, Nichtanwendbarkeit des KWG bzw. des WpHG trotz
Erbringung regulierter Tätigkeiten, WM 2008, 285; Schwerdtfeger, Europäischer Pass für Lea-
sing und Factoring, BKR 2010, 53; Wolf, Die Einteilung von Finanzdienstleistungsinstituten
in Gruppen und Anwendbarkeit der §§ 2 Abs. 8b, 10a Abs. 1 Satz 7 KWG auf die Gruppe
der Vermögensverwalter, BKR 2011, 397.

Übersicht
Rn.

I. Einführung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1
II. Unternehmen, die nicht als Kreditinstitut gelten (Abs. 1 und 2) . 2

1. Deutsche Bundesbank und andere Mitglieder des Europä-
ischen Systems der Zentralbanken (Nr. 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4

1a. Andere Behörden in EWR-Mitgliedstaaten mit Zentralbank-
funktionen (Nr. 1a) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4a

1b. Multilaterale Finanzinstitute mit Stützungsfunktion für EU-
Mitglieder (Nr. 1b) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4b

2. Kreditanstalt für Wiederaufbau (Nr. 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5
3. Sozialversicherungsträger und Bundesagentur für Arbeit

(Nr. 3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6
4. Öffentliche Schuldenverwaltung (Nr. 3a) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7
5. Kapitalverwaltungsgesellschaften und extern verwaltete Invest-

mentgesellschaften (Nr. 3b) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8
5a. EU-Verwaltungsgesellschaften und ausländische AIF-Verwal-

tungsgesellschaften (Nr. 3c) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8a
5b. EU-Investmentvermögen und ausländische AIF (Nr. 3d) . . . . . . 8c
6. Versicherungsunternehmen und Rückversicherer (Nr. 4) . . . . . . 9
7. Pfandleiher (Nr. 5) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10
8. Unternehmensbeteiligungsgesellschaften (Nr. 6) . . . . . . . . . . . . . . . 11
9. Konzernfinanzierungsunternehmen (Nr. 7) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12

10. Locals (Nr. 8 aF) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14
11. Finanzkommissionsgeschäft in Bezug auf Warenterminge-

schäfte, Emissionszertifikate und Derivate (Nr. 9) . . . . . . . . . . . . . . 17
12. Finanzkommissionsgeschäft und Garantiegeschäft in Bezug auf

Vermögensanlagen iSv § 1 Abs. 2 VermAnlG oder von
geschlossenen AIF iSv § 1 Abs. 5 KAGB (Nr. 10, 11) . . . . . . . . . 22

13. Depotgeschäft ausschließlich für AIF (eingeschränktes Verwahr-
geschäft) (Nr. 12) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24a

14. Finanzkommissionsgeschäft und Emissionsgeschäft in Bezug
auf Warenderivate als Nebengeschäfte von Übertragungsnetzbe-
treibern, für diese tätige Dienstleister sowie Betreiber und Ver-
walter sonstiger Energienetze (Nr. 13) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24b

15. Finanzkommissionsgeschäft und Emissionsgeschäft zugelassener
Zentralverwahrer (Nr. 14) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24c

III. Betreiben von Bankgeschäften als Nebengeschäft (Abs. 3) . . . . . . . . 25
IV. Befreiungen (Abs. 4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 33

1. Befreiungsmöglichkeiten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 33
2. Befreiungen von Verhaltenspflichten (S. 1 Hs. 1) . . . . . . . . . . . . . . . 34
3. Befreiung von Geldwäschebestimmungen (S. 1 Hs. 2) . . . . . . . . . 36
4. Verfahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 37
5. Rechtsfolgen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40
6. Veröffentlichung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 41

Schwennicke 145

21-10-20 09:53:40 1. Revision Schwennicke/Auerbach, KWG, 4. Aufl. (Hr. Kolacyak)
SCHWEN 0001 Schwennicke_Auerbach_KWG_A-4_druck.xml



KWG § 2 Erster Abschnitt. Allgemeine Vorschriften

Rn.
IVa. Befreiung von in Drittstaat beaufsichtigten Instituten für grenz-

überschreitende Tätigkeit im Inland (Abs. 5) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 41a
1. Befreiungsmöglichkeit (S. 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 41d
2. Befreiung von Geldwäschebestimmungen (S. 2) . . . . . . . . . . . . . . . . 41f
3. Geltung für EWR-Institute (S. 3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 41g

V. Unternehmen, die nicht als Finanzdienstleistungsinstitute gelten
(Abs. 6) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 42
1. Deutsche Bundesbank, andere EU-Zentralbanken, Kreditan-

stalt für Wiederaufbau (Nr. 1, 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 44
1a. Transnationale Finanzinstitute der EU-Mitgliedstaaten

(Nr. 1a) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 44a
2. Öffentliche Schuldenverwaltung/Sondervermögen (Nr. 3) . . . . 45
3. Versicherungsunternehmen (Nr. 4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 46
4. Konzernfinanzdienstleistungsunternehmen (Nr. 5) . . . . . . . . . . . . . 47
5. Kapitalverwaltungsgesellschaften und extern verwaltete Invest-

mentgesellschaften (Nr. 5a, b) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 49
6. Verwaltung von Arbeitnehmerbeteiligungen (Nr. 6) . . . . . . . . . . . 51
7. Verbindung von Tätigkeiten nach Nr. 5 und Nr. 6 (Nr. 7) . . . . 52
8. Vertrieb von Anteilen an Investmentvermögen oder Vermö-

gensanlagen (Nr. 8) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 53
a) Freigestellte Tätigkeiten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 54
b) Zulässige Gegenstände der Vermittlungs- und Beratungstä-

tigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 55
9. Terminbörsenprivileg (Nr. 9 aF) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 57

10. Mandatsbezogene Finanzdienstleistungen von Freiberuflern
(Nr. 10) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 58

11. Eigengeschäft und Finanzdienstleistungen in Bezug auf Waren-
termingeschäfte, Emissionszertifikate und Derivate auf Emissi-
onsgeschäfte (Nr. 11) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 62

12. Unselbständige Wechselstuben (Nr. 12) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 63
13. Waren- und Warenderivatehandel (Nr. 13 aF) . . . . . . . . . . . . . . . . . 64
14. Anlageberatung (Nr. 15) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 66
15. Betreiber multilateraler oder organisierter Handelssysteme

(Nr. 16) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 68
16. Leasing-Objektgesellschaften (Nr. 17) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 69
17. Anlageverwaltung durch Tochterunternehmen beaufsichtigter

Institute (Nr. 18) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 75
18. Platzierungsgeschäft für Anbieter von Vermögensanlagen iSv

§ 1 Abs. 2 VermAnlG und von geschlossenen AIF iSv § 1
Abs. 5 KAGB (Nr. 19) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 76

19. Finanzportfoliogeschäft und Anlageverwaltung beschränkt auf
Vermögensanlagen iSv § 1 Abs. 2 VermAnlG und geschlossene
AIF iSv § 1 Abs. 5 KAGB (Nr. 20) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 77

20. Finanzdienstleistungen in Bezug auf Warenderivate als Neben-
geschäfte von Übertragungsnetzbetreibern, für diese tätige
Dienstleister sowie Betreiber und Verwalter sonstiger Energie-
netze (Nr. 21) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 77a

21. Finanzdienstleistungen zugelassener Zentralverwahrer (Nr. 22) 77b
VI. Sonderregeln für Wechselstuben, Drittstaateneinlagenvermittler,

Factoring- und Leasingunternehmen (Abs. 7, 7a, 8) . . . . . . . . . . . . . . 78
1. Wechselstuben und Drittstaateneinlagenvermittler (Abs. 7) . . . . 78
2. Factoring- und Leasingunternehmen (Abs. 7a) . . . . . . . . . . . . . . . . . 80

Schwennicke146

21-10-20 09:53:40 1. Revision Schwennicke/Auerbach, KWG, 4. Aufl. (Hr. Kolacyak)
SCHWEN 0001 Schwennicke_Auerbach_KWG_A-4_druck.xml


